
L 9 R 2160/19 
S 9 R 3410/18 
S G Karlsruhe 

Verkündet 
am 15.12.2020 

LANDESSOZIALGERICHT BADEN-WÜRTTEMBERG 
Holzner 
Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

Im Namen des Volkes 

Urteil 
in dem Rechtsstreit 

Karlsruhe 

- Kläger und Berufungsbeklagter -

Proz. -Bev.: 
Frankfurt 

Deutsche Rentenversicherung Bund 
vertreten durch das Direktorium 
Ruhrstr. 2, 10709 Berlin 

gegen 

- Beklagte und Berufungsklägerin -

Beigeladen: 

1. Bayerische Architektenversorgung 
vertreten durch den Vorstand 
Arabellastraße 3 3, 81925 München 

2. 

Karlsruhe 

Proz.-Bev.: Herr. 
Frankfurt/M. 

3. Architektenkammer Rheinland-Pfalz 
veiireten durch den Präsidenten 
Hindenburgplatz 6, 55118 Mainz 

Proz.-Bev.: ,. 

Abdtuck 



-2-

Der 9. Senat des Landessozialgerichts Baden-Württemberg in Stuttgart 
hat auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 15. Dezember 2020 durch 

den Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht Dr. Schneider, 
den Richter am Landessozialgericht Kaißer lmd 
die Richterin am Landessozialgericht Dr. David 
sowie durch den ebrnnamtlichen Richter Beisel und 
die ehrenamtliche Richterin Schoba 

für Recht erkannt: 

Die Berufung der Beldagten gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karls­

ruhe vom 4. Juni 2019 wird zurückgewiesen. 

Die Beldagte hat die notwendigen außergerichtlichen Kosten des Klägers und der 

Beigeladenen zu 3 auch im Berufungsverfahren zu erstatten. 

Die Revision wird zugelassen. 
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Tatbestand 

Streitig ist die Befreiung des Klägers von der Versicherungspflicht zur gesetzlichen Rentenversi­

chernng für dessen Tätigkeit als Teamleiter Facility Management bei 

in Karlsruhe. 

Der am . geborene Kläger ist Architekt und als solcher seit dem . .2004 in die Ar­

chitektenliste bei der Architektenkamm.er Rheinland-Pfalz eingetragen. Daiüber hinaus ist der 

Kläger seit dem . /2004 Pflichtmitglied im Versorgungswerk der Bayerischen Architekten­

versorgung. 

Seit dem 01.04.2017 ist der Kläger als Teamleiter Facility Manamement/Diplomingenieur Archi-

tektur in der Niederlassung in Karlsruhe beschäftigt. 

Am 3 0. 05.2017 beantragte er bei der Beldagten die Befreiung von der V ersichenmgspflicht in 

der gesetzlichen Rentenversicherung (§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch 

<SGB VI>). Auf Nachfrage der Beklagten übersandte der Kläger zur Beschreibung der von ihm 

ausgeubten Beschäftigung die Stellenausschreibung des Arbeitgebers, den Arbeitsvertrag sowie 

eine Aufgabenbeschreibung des Arbeitgebers. 

Laut Stellenausschreibung wurde für einen Eintrittstermin 01.01.2017 ein Leiter Facility Ma­

nagement (rn/w) gesucht. Die .Aufgaben wurden in der Ausschreibung wie folgt beschrieben: 

,,Als Teamleiter des Bereiches Facility Management in unserer Niederlassung Karlsruhe verant­

worten Sie die Planung, Steuerung und Kontrolle von Instandhaltungsmaßnahmen, den Betrieb 

und Umhauten unserer Liegenschaften im Raum Karlsruhe. In dieser Funktion mit Personalver­

antwortung leisten Sie einen wesentlichen Beitrag zur Sicherstellung der Werterhaltung der Lie­

genschaften, verantworten einen wirtschaftlichen Betrieb der Gebäudeinfrastruktur und stellen 

die zur Betriebsdurchfüluung notwendigen wirtschaftlichen und kapazitativen Mittel durch weit­

sichtige Planung und Steuernng sicher. Für inteme Kunden sind Sie Fachberater hinsichtlich der 

gestellten Anfordernng. Sie sind zentraler Ansprechpartner für das jeweilige Produktmanage­

ment sowie für externe Dienstleister." 

Hinsichtlich des zu erfüllenden Profils wurden folgende Anforderungen gestellt: 

,,- Abgeschlossenes Diplom-/Masterstudium im betriebswirtschaftlichen oder technischen Be­

reich mit mehtjähriger einschlägiger Bernfserfahrnng im Bereich Gebäudemanagement sowie 

erster Führungserfahrung, 
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- umfassende und tiefgehende Kenntnisse und Erfahrnngen zu Themen des Gebäudemanage­

ments z.B. in den Bereichen Elektro-, Gebäudetechnik und Bauwesen, 

-. umfassende und tiefgehende Kenntnisse und Erfahrungen mit Planungstechniken, MS-Office, 

SAP, 

- umfassende Kenntnisse in der Leitung von Projekten, 

- veihandlungssicheres Englisch". 

Laut Aufgabenbeschreibung vom 2017 (unterschrieben auf Arbeitgeberseite vom Leiter 

Technik und vom Referenten Personalmanagement sowie vom Kläger als Arbeitnehmer) fülui 

der Stelleninhaber als Teamleiter des Bereichs Facility Management an,der Niederlassung·_ 

in Karlsruhe diesen Bereich disziplinarisch und fachlich. Er ist verantwo~ilich für die Planung, 

Steuerung und Kontrolle von Umbauten, Instandhaltungsmaßnahmen und den Betrieb einer gro­

ßen Liegenschaft . Für interne Kunden ist der Stelleninhaber Fachberater lli!1Sichtlich der 

gestellten Anfordernngen und Ansprechpaiiner für das jeweilige Produktmanagement sowie für 

exteme Dienstleister. Das Steuern der zugewiesen~n Mitarbeiter, als auch sämtlicher fachbezo­

gener, administrativer und vertraglicher Arbeiten gehört ebenso zu seinem Aufgabengebiet wie 

das Erarbeiten von Konzepten, Richtlinien und Anweisungen für den langfristigen Werterhalt 

· von Gebäuden und Anlagen inklusive der Verantwortung für die Eitrfülu'ung und Umsetzung. · 

Die Hauptaufgaben werden _aufgelistet wie folgt: 

,,- Plant alle eiforderlichen Umbau- und Jnstandhaltungsmaßnahmen im Zuständigkeitsbereich . 

der . in Kai·lsruhe· unter Berücksichtigung der technischen, energetischen, 

whischaftlichen,-ökologischen, sozialen sowie ·gestaltenden Umstände der Planung, 

- initiiert, koordinieli, steuert und verantwortet die Vertragsgestaltung von der Angebotseinho­

lung bis zur Vertragsvergabe ( entsprechend HOAI), 

- steuert und überwacht Fremdfirmen u.a. bei der Ausführnng von Umbau- und fostandhal­

tungsmaßnahmen_'( entsprechend HOAI), 

- entwickelt und steuert Projekte und überwacht und betreut Bauobjekte, 

- führt zugewiesene Mitarbeiter, 

- erarbeitet verantwo~tlich Konzepte und Richtlinien zur Betreuung der Bausubstanz, führt sie· 

ein und kontrolliert die Einhalümg dieser Konzepte und Richtlinien, 

- kontrolliert Auftragserledigung und Abrechnung, insbesondere von Umbau~ und Instandhal­

tungsmaßnahmen, 

- setzt verantwortlich Arbeitsschutzmaßnahmen an Arbeitsplätzen, Gebäuden und Anlagen, ins­

besondere im Rahmen von Umbau- und Instandhaltungsmaßnahmen um, 
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- verhandelt und stimmt verantwortlich sämtliche Verträge mit den extemen/intemen Beteiligten 

ab, dies gilt u.a. für die Verträge im Zusammenhang mit Umbauten, Instandhaltungsmaßnahmen, 

dabei berücksichtigt er insbesondere die· technischen, energetischen, wirtschaftlichen, ökologi­

schen und sozialen Vorgaben für die Planung solcher Baumaßnahmen, 

- optimie1t das Betreiben der Anlage unter Berücksichtigung der technischen, energetischen, 

whtschaftlichen, ökologischen und sozialen Vorgaben, 

- erstellt Berichte und Empfehlungen aus dem Störungsmanagement, 

- setzt Prozessverbesserungsmaßnahmen um, 

- plant und realisie1t umfassend und verantwortlich Umbau- und Ergänzungsmaßnahmen unter 

Berücksichtigung der gestaltenden, technischen, energetischen„ wirtschaftlichen, ökologischen 

und sozialen Vorgaben als verantwortlicher Architekt, 

- wickelt bauliche und sicherungstechnische Maßnahmen verantwortlich ab, koordiniert und 

steuert Fremdfinnen (gegebenenfalls entsprechend HOAI), 

- führt die Übernahme von Anlagen nach Projektabschluss durch, 

- erarbeitet die Budgetplanung und ist für das Budgetcontrolling verantwortlich, 

- erstellt OLAs und Leistungsscheine und betreibt das dazugehörige Controlling, 

- verantwortet die Umsetzung und Einhaltung der technischen und bautechnischen Sicherheitsan-

forderungen und das Qualitätsmanagement des Gebäudemanagements, 

- leitet Projekte und Arbeitsgruppen, · 

- vertritt die Anforderungen zu komplexen Themenstellungen in interdisziplinären Teams, 

- bearbeitet selbstständig und verantw01tlich Sonderaufgaben." 

Als Herausforderungen der nächsten Jahre werden bauliche Maßnahmen zur Sicherung der Ge­

bäude bzw. der Liegenschaft, Durchführung von Modernisierungsmaßnahmen an der Niederlas­

sung und Durchführung von energetischen Verbesserungen an den Gebäuden der Niederlassung 

aufgeführt. 

Mit Bescheid vom 04.12.2017 lehnte die Beldagte den Antrag auf Befreiung von der Versiche­

rungspflicht für die abhänßtge Beschäftigung ab dem 01.04.2017 als Teamleiter Facility Mana­

ger in der Niederlassung· in Karlsruhe bei der . -ab, weil es sich hier­

bei um keine berufsspezifische Tätigkeit als Architekt handele. Nach der Vorschrift des § 6 

Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI könne eine Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung nur für die Beschäftigung erfolgen, wegen der die Beschäftigten aufgrund 

einer durch Gesetz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung Mitglied einer öf­

fentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung ihrer Berufsgruppe (berufs­

ständische Versorgungseinrichtung) und zugleich kraft gesetzlicher Verpflichtung Mitglied einer 

1 
i-

1 

1 

1 

1 
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bemfsständischen Kammer seien. Es müsse ein innerer Zusammenhang zwischen der Tätigkeit, 

füt die eine Befreiung von der Rentenversichemngspflicht begehrt werde und dem Versiche­

rungsschutz durch die bemfsständische Versorgungseimichtung bestehen. Ein solcher innerer 

Zusammenhang werde durch das Merlanal „berufsspezifisch" gewährleistet. Bemfsspezifisch sei 

eine Tätigkeit, die dem typischen durch die Hochschulausbildung und den entsprechenden Hoch­

schulabschluss ·geprägten Berufsbi_ld und Tätigkeitsbereich des Betreffenden entspreche. Nach 

der· Gesamtschau der dem Kläger übertragenen Aufgaben entspreche seine Tätiglceit ··nicht dem 

berufsspezifischen Bild eines Arc~tekten. Hierfür sei weder die Ausbildung zum Architekten 

erforderlich noch_ gäben etwaige berufsspezifische Tätigkeiten der ausgeübten Tätigkeit das Ge­

präge. Auch ein abgeschlossenes Diplom-/Masterstudium im betriebswirtschaftli~hen oder tech­

nischen Bereich wäre eine mögliche Qualifikation für diese Tätigkeit. Die Tätigkeit entspreche 
. . . 

auch nicht dem in der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) definierten Leis-

tungs bild, das für die Gebäudeplanung und -realisiemng die Leistungsphasen der Grundla­

genennittlung; Vorplanung, Entwmfsplanung, Gen~bmigU?-gsplanung, Ausführungsplanung, 

Vorbereitung der Vergabe, Mitwirkung bei der- Vergabe, Objektüberwachung (Bauüberwachung 

oder Bauoberleitung), Objektbetreuung lmd Dokumentation umfasse(§ 34 HOAI). 

Hiergegen erhob der Kläger. am 04.01.2018 Widerspmch. Nach §· 1 Abs. 1 des rheinland­

pfälzischen Archltektengesetzes (ArchG RP) sei Berufsaufgabe der Architektin und des Archi­

tekten insbesondere die gestaltende, technische, ·energetische, wirtschaftliche, umweltgerechte 

und soziale Planung von Bauwerken. Nach Abs. 5 der Vorschrift gehöre zu den Bemfsaufgaben 

auch die. Beratung, Betreuung und Vertretung der Auftraggeber in allen mit der Planung und 

Dmchführung eines Vorhabens zusammenhängenden Fragen auch hinsichtlich einer effizienten 

und nachhaltigen Bauweise sowie die Überwachung der Ausführung; Hierbei fänden zudem 

funktionale baukulturelle, rechtliche und ökologische Belange Beachtung. Die Berufsaufgaben 

umfassten ferner die ·Projektentwicklung, Projektsteuemng und Objektunterhaltung sowie die 

Erstattung von Fach~tachten, die Sachverständigen-, Le:rr-, Forschungs- und Entwicldungstä­

tigkeiten und sonstigen Dienstleistungen bei der Vorbereitung und Steuerung von Planungs ... und · 

Baumaßnahmen, bei der Nutzung von Bauwerken und baulichen Anlagen sowie die W ahrneh­

mung der damit verbundenen sicherheits- und gesundheitstechnischen Belange. Solche Verrich­

tungen im Sinne des.§ 1 Abs. 5 Arcb.G- RP gehörten zu den überwiegenden Aufgaben des Klä­

gers bei Neben planerischen Aufgaben ·seien dem Kläger die regelmäßige Vorbereitung 
. . 

und Steuerung von Planungs ... und "Baumaßnahmen bei der Nutzung von Bauwerken und bauli-

chen Anlagen sowie die .Wahrnelnnung der damit verbundenen sicherheits- urid gesundheits~ 

. technischen Belange übertra$en. So sei er zuständig für die Planung der Instandhaitung der Ge-

1 
i 

1 

1-
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bäudeprim.ärstruktur (Tragwerk), die Planung der Instandhaltung der Gebäudehülle, die Planung 

der Pflege und Entwicklungsplanung der Außenanlagen. Zu seinen wesentlichen Aufgaben gehö­

re es, die Versorgung der Grundstücke sicherzustellen, indem er für die technische Infrastruktur 

ebenso zu sorgen habe wie für den Kantinenbetrieb oder die Reinigung. Alle Punkte der Versor­

gung seien im Wesentlichen dadurch gekennzeichnet, dass die baulichen Anlagen gemäß den 

gesetzlichen Vorgaben nach den sicherheits- und gesundheitstechnischen Belangen betrieben 

werden müssten. Dies gelte z.B. für die Trinkwasserversorgung, die Hygiene, den sicheren Be­

trieb elektrotechnischer An.lagen, die Erstellung und Überwachung der Brandschutzkonzeption 

usw. Dem Kläger seien im Übrigen auch Leistungen im Sinne des § 34 Abs. 1 HOAI übertragen, 

nämlich Leistungen, die den Umbau, die Modemisiemng, Instandhaltung und Instandsetzung der 

Gebäude beträfen. Aktuelle Aufgaben aus diesem Bereich seien etwa die Entwicklung einer Ge­

staltungskonzeption für die Sozialräume der Niederlassung, der Ruheräume, Veranstaltungsräu­

me, der Kantine und Küche, der WC-Anlagen und der Arzt- und Sanität1·äume. Der Kläger be­

auftrage und steuere externe Architekten und Fachplaner, etwa für die Bauleitung oder die Ober­

bauleitung. Das Ziel der Entwicklung dieses Gestaltungskonzepts sei die Emeuemng und Anpas­

sung der Ausbaustandards nach aktuellen Standards, wie etwa inklusiven Gesichtspunkten, der 

Arbeitsstättenrichtlinie (Arbeitsschutz), der Gebrauchsfähigkeit der Anlage sowie der Innen­

raumgestaltung nach den betrieblichen Anforderungen. Aktuell betreue der Kläger auch den 

Umbau des Lagers der Niederlassung. Im Rahmen dieser Umbaumaßnahme verantworte der 

Kläger die Neukonzeption, die Vergrößerung und den technischen Umbau der vorhandenen La­

gerflächen zu einem neuen Lagerbereich. Es sei im Übrigen bei __ üblich, dass die Leite­

rinnen und Leiter des Facility Managements der Niederlassungen Architektinnen und Architek­

ten sein sollten. Dies gelte etwa auch für die Niederlassung M . Die Leiterin Faci­

lity Management dort sei Architektin mit der Zusatzausbildung Technisches Gebäudemanage­

ment. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 26.09.2018 wies die Beldagte den Widerspruch zurück. Sie 

blieb bei der Auffassung, dass die Tätigkeit des Klägers nach der Gesamtschau der ihm übertra­

genen Aufgaben nicht dem bemfsspezifischen Bild eines Architekten entspreche. Hierfür sei 

weder die Ausbildung zum Architekten erforderlich noch gäben etwaige berufsspezifische Tä­

tigkeiten der ausgeübten Tätigkeit das Gepräge. Es sei nicht ausgeschlossen, dass es bei der 

Ausübung der Tätigkeit dahingehend Überschneidungen gebe, als dass die Fachkenntnisse als 

Architekt mitverwertet werden könnten. Nach den vorliegenden Unterlagen sei davon auszuge­

hen, dass die Ausbildung als Architekt von großem Vorteil sei. Dies reiche aber nicht aus, um 

eine Tätigkeit als Architekt anzunehmen. 

1 
1 
l 
1 

1 
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Deswegen hat der Kläger am 26.10.2018 Klage.zum S~;z1algericht (SG) Karlsruhe erh~ben. Zur 

Begründung hat er vorgetragen, er sei Mitglied der Architektenkammer Rheinland-Pfalz, die die 

Architektenversorgung über die Bayerische Versichernngskammer/Bayeri~che Architektenver-
. . 

sorgung abwickele. Die Auffassung der Beklagten sei falsch und be1ücksichtige nicht die aktuel-

le Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) zur Frage der Befreiungsfähigkeit von Tä­

tigke_iten freier Berufe bei „nicht !da~sischen" Arbeitgebem. Der 5. Senat des BSG habe in zwei 

aktuellen Entscheidungen (Urten vom 07.12.2017 - B 5 RE 10/16 R- und vom 22.03.2018 - B 5 

RE 5/16 R -) bestätigt, dass die Befreiung von der Rentenve!·sicherungsp:flicht in der gesetzli­

chen· Rentenversicherung nicht die _Ausübung einer approbationsp:flichtigen Tätigkeit verlange. 

Vielmehr sei zu prüfen, wie die Tätigkeit p.ach bundes- und landesrechtiichen Vorschriften des 

Berufsrechts zu beurteilen sei. Dies sei beim J(läger der Fall. Seine Tätigkeit bei der ent­

spreche der Tätigkeit, die in § 1 Abs. 5 ArchG ·RP beschrieben werde. In einem Beschluss vom 

13.12.2018 (B 5 RE 1./18 B) habe das BSG hervorgehoben, dass auch bei der Frage nach der 

Befreiungsfähigkeit der Tätigkeit von Architektinnen und Architekten auf eine. vermeintliche 

Zulassungsp:flichtigkeit (im Sinn~ einer· Approbationspflichtigkeit) abzustellen sei (wohl ge­

meint: nicht abzustellen sei). Auch Tätigk~iten „in einem Randbereich" eines verkammerten 

Berufs lösten die Zwangsmitgliedschaft in der Berufskamm.er aus. 

Die Beklagte ist bei ihrer Auffassung geblieben und hat nochmals darauf verwiesen, dass es sich · 

bei der tatsächlich yeriichteten Beschäftigung -qm die Erledigung typischer Aufgaben nach Maß-
' gabe des jeweiligen Kammergesetzes handeln müsse, d:h. dass die Tätigkeit die typischen, prä-

genden Aufgaben nach Maßgabe des Kammer- und Versorgungsrech~s umfassen ~üsse (mit 

.Verweis. auf LSG Nordrhein-Westfalen, Urteile vom 11.07.2016 - L 3 R 877/13 -. und vom 

19.05.2017 -L 14 R 1109/14- sowie.LSGBaden-Württemberg, Urteile vom 18.07.2018 - L 5 R 

3356/16 - und vom 31.01.2018 - L 5 R 4702/16 -). Kernaufgaben des Arc~tekten seien die ge­

. staltende, technische, ökologische und soziale Planung von Bauwerken, wobei der planende As-

. pekt, d~e Bauwerksausführung U?d die Bauüberwachung dem Tätigkeitsbild des Architekten das 

Gepräge gäben. Im ~all des Kläger~ ergebe sie~ aus der Stellenau~schreibung ein:e überwiegend 

organisatorische, steuernde und koordinierende Tätigkeit. Da:für spreche auch, dass der Kläger . . 

externe Al'Chit~kten und Fachplaner beauftrage ·und steuere. Die Tätigkeit als Teamleiter Facility 

Manager bei der . könne daher nicht als im Kernbereich berufsspezifisch angesehen werden, 

s.ondern decke nur 'einen Teilberc,ich des 'Berufsfeldes des Architekten ab. 
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Das SG hat die Bayerische Architektenversorgung (Beigeladene Ziff. 1), die _ (Beigeladene 

Ziff. 2) und die AJ:Chitektenkammer Rheinland-Pfalz (Beigeladene Ziff. 3) zum Verfahren 

beige­laden. Die Beigeladene Ziff. 3 hat mitgeteilt, dass der Kläger seit dem     2004 als Architekt 

in die Architektenliste eingetragen sei. Infolge der Pflichtmitgliedschaft in der 

Architektenkam­mer sei er zugleich auch Mitglied der Bayerischen Architektenversorgung. 

Soweit sich die Be­klagte in :ihrem angefochtenen Bescheid auf die HO.AI beziehe, sei dies 

falsch. Die HOAI enthal­te weder Definitionen zur Architektentätigkeit noch lasse sich sonst aus 

ihr ableiten, wer Archi­tekt sei. Wenn die Beldagte in ihrer Klageerwiderung auf einen 

„Kembereich" abstelle, der mit den Berufsaufgaben gemäß § 1 Abs. 1 beschrieben sei, verkenne 

sie den Wortlaut des ArchG RP. In § 1 Abs. 1 heiße es „insbesondere". Mit dieser Formulierung 

werde deutlich, dass die Regelung des § 1 Abs. 1 nicht die abschließende Regelung bezüglich 

der Berufsaufgaben eines Architekten darstelle. Die Frage, ob eine befreiungsfähige 

Beschäftigung im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI vorliege, entscheide sich nach der 

Rechtsprechung des BSG aus­schließlich in Anwendung der Normen des Kammer- und. 

Versorgungsrechts. Das BSG trenne damit nicht in „Kembereiche" und solche Tätigkeiten, die 

nicht zum Kembereich gehörten. Auch habe das BSG in der Entscheidung vom 13.12.2018 (B 5 

RE 1/18 B) noch einmal aus­dtilcklich beschrieben, da�s sich die Berufsaufgaben von Architekten 

von der früheren ldassi­schen Beschäftigung weiterentwickelt hätten in eine umfassende 

Betreuung von Bauherren bzw. Au:ftraggebem. 

Nach Anhö11mg der Beteiligten hat das SG den B,escheid vom 04.12.2017 in der Gestalt des Wi­

derspruchsbescheids vom 26.09.2018 mit Gerichtsbescheid vom 04.06.2019 aufgehoben und die 

Beklagte verurteilt, den Kläger von der Versicherungspflicht zur gesetzlichen Rentenversiche- 

11lllg für die Tätigkeit als Teamleiter Facility Management ab dem 01.04.2017 zu befreien. Zur 

Begründung hat das SG ausgeführt, dass die Voraussetzungen der Befreiung von der 

Versiche­rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung anhand der einschlägigen 

versorgungs- und kammerrechtlichen Normen zu prüfen seien (unter Hinweis auf BSG, Urteile 

vom 31.12.2012 - B 12 R 3/11 R -  und vom 07.12.2017 - B 5 RE 10/16 R-). Unstreitig gingen 

die Beteiligten da­von aus, dass die vom Kläger bei der Beigeladenen Ziff. 2 ausgeübte Tätigkeit 

teilweise § 1 Abs. 5 ArchG RP unterfalle. Danach sei ausd1ücklich geregelt, dass die 

Berufsaufgaben,, ... die Projektentwicklung, Projektsteuerung und Objektmiterhaltung ... " 

umfassten. Facility Ma­nagement - die Tätigkeit des Klägers - sei bei der Verabschiedung des 

Architektengesetzes zur Vermeidung von Anglizismen im Gesetzeswortlaut mit dem Begriff 

„Objektunterhaltung" über­setzt. Im Übrigen erbringe der Kläger nach seinem V mirag auch 

klassische Architektenleistun­gen. Insofern sei lediglich noch umstritten, ob es für die Befreiung 

von der Rentenversiche-

! 

i 

i 
!
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rungspflicht genüge, dass lediglich ein Randb~reich der approbationspflichtigen Tätigkeit be­

rührt werde. Dass mit der Formulierung „insbesondere" in§ 1 Abs. 1 ArchG RP deutlich werde, 

dass die Regelung nicht abschließend die Berufsaufgaben eines Architekten darstelle und inso-· 

weit nicht zwischen „Kernbereichen" und solchen Tätigkeiten,· die nicht zum Kernb~reich gehör­

ten, .unterscheide, habe das BSGmit seinem Beschluss vom 13.12.2018 (B 5 RE 1/18 B) mit der 

·gebotenen Eindeut{gkeit ldargestell~. ·Das BSG habe in der ~enatmten Entscheidung konkret für 

das Bemfsrecht der Architekten entschieden, dass der Prüfungsmaßstab dafür, ob die· Tätigkeit 

eines Betroffenen für einen Architekten bemfsspezifisch sei, die im Landesrecht legal definierten 

Bemfsaufgaben seien. Eine Einschränkung dahingehend; dass nur berufsspezifische Tätigkeiten 

zu einer B~freiung n~ch § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI führten, die den Kernbereich der archi­

tektonischen Tätigkeit (Plan1:111g von Bauwerken) abbildeten, habe das BSG nachvollziehbar ab­

gelehnt. Dem sei seit~ns der erkennenden Kammer nur !}.Och wenig hinzuzufügen. Das BSG habe · · 

im Rahmen des Revisionsverfahrens eine grundsätzliche Auslegung der Befreiungsvorschrift des 

§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGBVI vorgenommen. Die Auslegung dieser Befreiungsvorschrift durch 

das :i3SG entfalte nach Auffassung der Kammer auch über diesen Emzelfall hinaus Wirkung. Es 

sei im Übrigen in dem diesem Beschluss zugrundeliegenden Verfahren vor dem LSG Baden­

Württemberg (Urteil vom 31.01.2018 -L 5 R 4702/16 -) wie auch.in dem aktuell vor dem BSG 

noch laufenden Verfahren (B 5 RE 1/19 B) zum Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 

· 18.07.2018' (L·5 R 3356/16) um eine vergleichbare Rechts- und Verfahrenslage gegangen: Es sei. 

nicht zu erwarten, dass das BSG die Befreiungsvorschrift des§ 6 Abs. 1 Satz~ N!· 1 SGB VI im 

noch laufenden Revisionsverfahren anders auslegen werde als im vorherigen Verfahren (B 5 RE 

.1/18 B). 

Gegen den ihr am 01.07.2019 .zugestellten Gerichtsbescheid hat die Beklagte am 03°:0.7.2019 

'Bemfung eingelegt und nunmehr zur Begründung vorgetragen, dass der Kläger nicht wegen sei­

ner streitgegenständlichen Beschäftigung bei der Beigeladenen Ziff. 2 aufgrund einer durch_ Ge­

setz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung Mitglied einer bemfsständischen 

. Versorgungseinrichtung und zugleich kraft gesetzlicher Verpflichtung Mitglied einer berufsst~­

dischen Kammer sei. Nach§ 5 Abs. 1 ArchG RP sei in die Architektenliste auf Antrag einzutra­

gen, wer eine Niederlass-qng oder einen Wohnsitz in Rheinland-Pfalz habe oder die Berufsaufga­

ben überwiegend in Rheinland-Pfalz ausübe. Da der Kläger seine streitgegenständliche Beschäf­

tigung in B~den-Württemberg ausübe, bestehe seine ·Pflichtmitgliedschaft in der Architekten­

kammer .Rheinland..-Pfaiz nicht wegen dieser B~schä~igung. Er sei wegen seines Wohnsitzes 

(Schriftsatz vom.18.09.2019) bzw. wegen seiner Niederlassung (Schriftsatz vom 19.12.2019) in 

d1e Architektenliste in Rhe~land-Pfalz eingetragen und damit nicht wegen seiner in Kal.'lsru-
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he/Baden-Wüittemberg ausgeübten streitgegenständlichen Beschäftigung bei der Beigeladenen 

Ziff. 2. 

Die Beklagte beantragt, 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 4. Juni 2019 aufzuheben und die 

Klage abzuweisen. 

Der Kläger beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Die Entscheidung des SG sei nicht zu beanstanden. Der Einwand der Beklagten sei unzutreffend. 

Del' Kläger sei in die Architektenliste Rheinland-Pfalz eingetragen, da er seinen Wohnsitz in 

Rheinland-Pfalz, nämlich in _ habe. Sei er Pflichtmitglied der Beigeladenen Ziff. 3, 

folge daraus, dass er auch Pflichtmitglied der Beigeladenen Ziff. 1 sei. Die Auffassung der Be­

klagten zu Ende gedacht bedeute, dass nur solche Personen von der Rentenvernicherungspflicht 

befreit werden könnten, die in dem Bundesland wohnten und arbeiteten, in dem sie Mitglied der 

berufsständischen Kammer und Versorgungseinrichtung seien. Die Beklagte müsse sich schon 

die Frage gefallen lassen, ob sie das Urteil des SG auch dann angegriffen hätte, wenn der Kläger 

neben seiner Tätigkeit für die Beigeladene Ziff. 2 in Baden-Württemberg in der Architektenliste 

verzeichnet wäre. 

Die Beigeladene Ziff. 3 beantragt schriftsätzlich, 

die Berufung der Beklagten zurückzuweisen. 

Der Kläger sei seit dem             2004 in die Architektenliste eingetragen und Pflichtmitglied der 

Architektenkammer Rheinland-Pfalz, seit 2008 mit Wohnsitz_ 

Sämtliche Korrespondenz werde hierüber gefülni. Eine Befreiungsmöglichkeit entfalle 

nicht, wenn der Architekt nicht an seinem Arbeitsplatz wohne. Auch stelle der Umstand, dass ein 

Architekt in Rheinland-Pfalz wohne und in Baden-Württemberg arbeite, keinen Löschungsgmnd 

dar. Maßgeblich für die Eintragung sei der rheinland-pfälzische Woln1sitz und nicht der Beschäf­

tigungsmi. 

1 
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Die weiteren Beigeladenen haben keine Anträge gestellt. 

Für die weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der beigezogenen Verwal­

tungsakten'und der Gerichtsakten beider Instanzen verwiesen .. 

Entscheidungsgründe 

Die.nach den§§ 143, 144, 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) für~- und fristgerecht einge­

legte Bemfung der Beldagten ist st~.tthaft :und zulässig, aber nicht beg1ündet. Das ·SG hat den 

Bescheid vom 04.12.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.09.2018 mit dem 

angefochtenen Gerichtsbescheid vom 04.06.2019 zu Recht· aufgehoben und die Beldagte v~rur-. 

teilt, den Kläger ab dem 01.04.2017 von der Versicherungspflicht zur gesetzlichen Rentenversi­

cherung zu befreien. Denn dieser Bescheid ist rechtswidrig und verletzt den Kläger in seinen 

Rechten. Er hat Anspruch auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht für seine Beschäfti-

. gung bei der BeigelddeJ?,en Ziff. 2. 

Rechtsgrundlage für eine Befreiung von der v_ ersicherungspflicht ist § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

SGB VI: Danach werden von der Versic~ernngsp:flicht.Beschäftigte für die Beschäftigung be­

freit, wegen der sie aufgrund einer durch Gesetz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Ver­

pflichtung Mitglied einer öffentlich rechtlichen Versicherungseinrichtung oder Versorgungsein­

richtung .ihrer Bernfsgruppe (berufsständische Versorgungseinrichtung) und zugleich kraft ge­

setzlicher Verpflichtung Mitglied einer berufsständischen Kammer sind, wenn a) am jeweiligen 

Ort der Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit für ihre Berufsgruppe bereits vor dem 1. Ja­

nti?].' 1995 eine gesetzliche Verpflichtung·zur Mitgliedschaft in der berufsständischen Kammer 

bestanden hat~ b) für sie nach näherer Maßgabe der Satzung· einkommensbezogene Beiträge un- · 

ter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze zur berufsständischen Versorgungseinrich­

tung zu zahlen sind und c) · aufgrund dieser Beiträge Leistungen für den Fall ve1minde~er Er­

werbsfähigkeit und des Alters sowie für Hinterbliebene erbracht und angepasst werden, wobei 

auch die fmanzie11e Lage der bepusständischen Versorgungseinrichtung zu berücksichtigen ist. 

Der Kläger erbringt be~ der Beigeladenen Ziff. ·2 seit dem 01 .. 04„2017 eine nicht selbstständige 

Arbeit in einem Arbeitsverhältnis in mehr als nur geringfügigem Umfang; er ist hiernach abhän"'. 

gig versicherung~pflichtig beschäftigt, was zwischen den Beteiligten auch unstreitig ist Auch die 

weiteren in§ 6 Abs. 1 Satz 1 SGB VI unter a) bis c) aufgeführt~n Voraussetzungen sind erfüllt. 

1 
.1 

1 

1 
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Der Kläger ist auch - anders als es die Beldagte nunmehr im Bemfungsverfahren vertritt - we­

gen seiner Beschäftigung bei der Beigeladenen Ziff. 2 aufgrund auf Gesetz beruhender Ver­

pflichtung (Satzung) Mitglied der Beigeladenen Ziff. 1, die eine berufsständische Versorgungs­

einrichtung i.S.d. § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI ist, und zugleich aufgrund gesetzlicher Ver­

pflichtung Mitglied der Beigeladenen Ziff. 3 (berufsständische Kammer). 

Nach§ 14 Abs. 1 ArchG RP gehören der Architektenkaimner alle in die Architektenliste Einge­

tragenen an. In die Architektenliste ist auf Antrag einzutragen, wer eine Niederlassung oder ei­

nen Wohnsitz in Rheinland-Pfalz hat oder die Berufsaufgaben nach § 1 überwiegend in Rhein­

land-Pfalz ausübt und die Berufsbefähigung nachweist(§ 5 Abs. 1 Satz 1 ArchG RP). Die Ein­

tragung in die Architektenliste ist (u.a.) zu löschen, wenn die eingetragene Person in Rheinland­

Pfalz weder Wohnsitz noch Niederlassm1g noch den Ort der übe1wiegenden beruflichen Tätig­

keit hat und keinen Antrag nach Abs. 3 stellt (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 ArchG RP). Auf Antrag des Mit­

glieds kann im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 sowie bei vorübergehender Einstellung der Berufsaus­

übung für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren das Ruhen seiner Rechte und Pflichten aus der 

Mitgliedschaft in der Architektenkammer angeordnet werden (§ 7 Abs. 3 ArchG RP). 

Pflichtmitglieder der Architektenversorgung sind gemäß § 15 Abs. 1 der Satzung der Bayeri­

schen Architektenversorgung vom 07.12.2005 (Bayerischer Staatsanzeiger Nr. 50), zuletzt geän­

de1i durch Satzung vom 14.11.2019 (Bayerischer Staatanzeiger Nr. 48) alle nicht berufsunfähi­

gen Mitglieder der Bayerischen Architektenkanimer, da1über hinaus nach Abs. 3 auch Mitglieder 

anderer Architektenkammern, die nach Maßgabe von Staatsveiirägen in den Tätigkeitsbereich 

der Architektenversorgung einbezogen sind. Im vorliegenden Fall ist dies durch den Staatsver­

trag zwischen Bayern und Rheinland-Pfalz über die Zugehörigkeit dei' Architekten/im1en des 

Landes Rheinland-Pfalz zur Bayerischen Architektenversorgung erfolgt. Nach dessen Art. 1 

Abs. 1 sind die nicht berufsunfähigen Mitglieder der Architektenkammer Rheinland-Pfalz Mit­

glieder der Bayerischen Architektenversorgung. Soweit die Satzung der Bayerischen Architek­

tenversorgung Rechtswirkungen an die Zugehörigkeit zur Bayerischen Architektenkammer 

knüpft, ergeben sich die gleichen Rechtswirkungen für die Mitglieder der Architektenkmruner 

Rheinland-Pfalz aus der Zugehörigkeit zu dieser Kammer (Art. 1 Abs. 3 des Staatsvertrages). 

Der Kläger ist seit dem      2004 ununterbrochen in die Architektenliste des Landes Rbein- 

land-Pfalz eingetragen, seit 2008 mit einem Wohnsitz Das 

wurde durch die Beigeladene Ziff. 3 mehrfach schriftsätzlich bestätigt. Es liegen keinerlei An­

haltspunkte dafür vor, dass die Eintragung mangels Erfüllung der Eintragungsvoraussetzungen 
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1 

im November 2004 nicht zu Recht erfolgt sein sollte. Dies wird auch von der Beklagten nicht in 

Frage gestellt. Zwar hat der Kläger zwischenzeitlich mchtere Jahre einen Wolmsitz in Berlin 

itmegehabt und ist nunmehr seit März 2020 in Karlsrnhe wohnhaft. Dies hindert ihn jedoch 

nicht, einen (Neben-)Wohnsitz im rheinland-pfälzische:t?- beizubehalten. Aus der 

Eintragungsvoraussetzung „Wohnsitz" in Rheinland-Pfalz in § 5 Abs. 1 ArchG RP ergibt sich 

nicht zwingend, dass es sich hierbei um den Hauptwolmsitz handeln muss. Auch wmde eine Lö­

schung zu keinem Zeitpunkt vom Kläger beantragt. Ebenso wenig ~urde eine Löschungsent­

scheidung von der Beigeladenen Ziff. 3 getroffen. 

Die PfÜchtmitgliedschaft des· Klägers bei der Beigeladenen Ziff. 3 ist auch nicht dadurch entfal­

len, dass der Kläger zum 01.04.2017 eine· Beschäftigung bei der Beigeladenen Ziff. 1 in Karlsru­

he/Baden-Württemberg aufgenom1nen hat. 

Der nunmehr im Bernfungsverfahren vertretenen Auffassung der Beklagten, dass eine Befreiung 

schon deshalb nicht in Betracht konune, weil der Kläger wegen seines Wohnsitzes/seiner Nieder­

lassung in Rheinland-Pfalz , ) und nicht wegen seiner in Karls­

rnhe/Baden-Württemberg ausgeübten Beschäftigung Pflichtmitglied in der Architektenkammer 

'Rheinland-Pfalz sei, vermag sich der Senat nicht anzuschließen. 

Das BSG hat (im Zusammenhang mit dem anwaltlichen Berufs- 1md Versorg1.mgsrecht) ausge- · 

führt, dass sich das Verständnis von§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI an seiner systemübergrei­

fenden Koordinienmgsfunktion (Möglichkeit der Ve1meidung einer Doppelbelastung mit Beiträ­

gen und einer mehrfachen Absicherung vergleichbarer Risiken) zu orientieren habe (BSG, Urteil 

vom 03.04.2014 - B 5 ·RE 13/14 R -, Juris. Rn. 29; zum Gesetzeszweck auch Dankelmann in: 

SchlegelNoelzke, jurisPK-SGB VI, 2. Aufl .. , § 6 SGB VI - Stand: 03.09.2020 -, Rn. 35). Dieses 

überzeugende Grundverständnis legt auch der Senat der Auslegung zugrunde. Gesetzlich gefor­

dert ist die positive Feststellung, dass dieselbe Erwerbstätigkeit, die die Mitgliedschaft. in der 

berufsständischen Versorgungseinrichtung begründet, wegen ihrer Ausübung in der Form der 

Beschäftigung zugleich Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung begründet 

(BSG, Urteil vom 03.04.2014 - B 5 RE 13/14 R -,.Juris Rn. 46). Dabei ist unter „derselben Be­

schäftigung" im Sinne der .Norm die „von der Beschäftigung erfasste Erwerbstätigkeit" zu ver­

stehen. Die Befreiung ist zudem ausdrücklich beschränkt „auf die jeweilige Beschä:ftig1mg oder 

selbständige Tätigkeit". Der Gesetzeswortlaut definiert die Reichweite einer Befreiung von der 

Versicherungspflicht damit nicht über di~ konlcreten inhaltlichen Merkmale der ausgeübten Be­

schäftigung oder selbstständigen. Tätigkeit, wie etwa Berufsbezdchnung, ·berufliche Qu::ilifikati-
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on oder beruflichen Status. Maßgeblich ist vielmelu· die Klassifikation konlaet der Tätigkeit, für 

welche die Befreiung begehrt wird. Auf die abstrakte berufliche Qualifikation des Beschäftigten 

oder Selbstständigen kommt es nicht an (BSG, Urteile vom 31.10.2012 - B 12 R 3/11 R -, 

Rn. 34/35 und vom 07.12.2017 - B 5 RE 10/16 R-, Juris Rn. 20). 

Die Wendung „für die Beschäftigung, wegen der ... " wurde mit der Änderung von § 6 SGB VI 

zum 01.01.1996 ins Gesetz aufgenommen. Die davor gültige Fassung der Norm hatte lediglich 

die Mitgliedschaft in einer berufsständischen Versorgungseinrichtung gefordert. Grund für die 

Beschränlcung der Befreiungsmöglichkeiten war die - gesetzgeberisch unerwünschte - Neuer­

richtung und Erweiterung bernfsständischer Vorsorgesysteme in Bereichen auch außerhalb bis­

heriger freier Berufsausübung. Zielsetzung der Ändernngen war eine „Festigung der Friedens­

grenze zwischen gesetzlicher Rentenversorgung und berufsständischer Versorgung" sowie der in 

jüngster Vergangenheit beobachteten Ausweitung berufsständischer Versorgungswerke entge­

genzuwirken, gleichzeitig jedoch weiterhin geschlossene Versicherungsbiographien in bewähr­

ten bernfsständischen Versorgungseinrichtungen zu ermöglichen (BT-Drs. 13/2590, S. 18, 21 f.). 

Um eine schärfere Abtrennung der Berufsgruppen vorzunehmen, die in einem berufsständischen 

Versorgungswerk versichert sind, 'Ylll'de die Befreiungsmöglichkeit der Mitglieder einer berufs­

ständischen Versorgung nur noch für den J:i'all zugelassen, dass neben der Mitgliedschaft in ei­

nem berufsständischen Versorgungswerk die Mitgliedschaft in der jeweiligen Berufskammer 

vorgeschrieben wurde (BT-Drucks. 13/2590 S. 18). Konlaetere Anhaltspunkte zur Interpretation 

der Wendung „für die Beschäftigung, wegen" enthält die Gesetzesbegründung nicht. Es wird 

lediglich ausgeführt, dass mit der Neufassung von Satz 1 Nr. 1 SGB VI femer klargestellt werde, 

auf wel~he Tätigkeit oder Beschäftigung sich das Befreiungsrecht beschränl<e (BT-Drs. a.a.O. 

s. 22). 

Grundsätzlich ist ein Versicherter nicht wegen irgendeiner Beschäftigung oder selbstständigen 

Tätigkeit Mitglied einer berufsständischen Versorgungseinrichtung. Er ist Einrichtungsmitglied, 

weil er Mitglied einer Kammer ist. Die Kammermitgliedschaft wiederum beruht nicht auf einer 

Beschäftigung oder selbstständigen Tätigkeit, sondem zunächst darauf, dass eine bestimmte 

Qualifikation erzielt wurde (s. hierzu ausführlich Giesen, Rentenversicherungspflicht angestellter 

Freiberufler, NZA 2014, S. 1297, 1299; vgl. auch Horn, Das Befreiungsrecht der Syndilcusan­

wälte von der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht, NZS 2014, S. 245, 246). Diese Dislae­

panz zwischen Berufsrecht (personenbezogene Zuordnung zu einer Kammer mit der Folge der 

Pflichtmitgliedschaft in einer berufsständischen V ersorgungseinrichtting) und dem. tätigkeitsbe­

zogenen Ansatz des Sozialrechts (§ 6 Abs. 5 SGB VI knüpft die Befreiung an die jeweilige Be-

1 
1-
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· schäftigung oder selbstständige Tätigkeit) ist nach Auffassung des. Senats im Rahmen der Ausle­

gung- der ·Befreiungsvorschrift des § 6 Abs. 1 SGB VI aufzulösen: Für die vom Gesetz verlangte 

kausale V erlrnüpfung von Tätigkeit und Mitgliedschaft in der entsprechenden Kammer und Ver­

sorgungseinrichtung ist die Ausübung einer berufsspezifischen Tätigkeit erforderlich, aber auch 

ausreichend (so im Ergebnis auch LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 05.02.2020 - L 3 R 

2~8/17 -; Juris ~. 42). 

pie Auslegung der Beklagten würde im. Übrigen zu dem Ergebnis führen, dass der ·Kläger von 

der Versicherungspflicht befreit werden könnte, wenn er seine Beschäftigung in Rheinland-Pfalz 

ausüben würde, nicht jedoch bei einer Beschäftigung in einem anderen Bundesland. Dies dürfte 

weder der Intention des Gesetzgebers entsprechen noch-mit der grnndgesetzlich garantierten Be-
i 

11lfsfreihejt bzw. dem Recht auf Freizügigkeit ~u v~r.einbaren_ sein. Der Gesetzeszweck, in .den 

Berufszweigen, in. denen sich berufsständisqhe Versorgungswerke etabliert und für ihre Mitglie­

der die Aufgaben der sozialen Absiche~g übernommen haben, durch die Befreiungsmqglich­

keit eine Doppelversorgung zu vermeiden und wie oben dargelegt ges(?hlossene Versicherungs­

biographien zu ennöglich~n, gilt unabhängig vom jeweiligen Wohn- oder Beschäftigungsort. 

Maßgebend ist vielmehr wie dargelegt die Pflichtmitgliedschaft in Kammer und Versorgungsein-­

richtung bei Ausübung einer beru:fsspezifischen Tätigkeit. Dass. der Kläger - wie im Rahmen der 

Argumentatio:µ des Beklagtenvertreters in der mündlichen Verhandlung angeklungen - u.U. die 

Mögliohke~t hätte, durch eine Aufnahme i:ri die baden-württembergische Architektenkamm.er.die 

Befreiungsvoraussetzungen herbeizuführen, ist für die vorliegend zu treffende Entscheidung 

nicht von Belang - vielmehr ehe~ ein weiteres Argument dafür_, dass 8;Usschlaggebend aus­

schließlich die Ausübung einer berufsspezifischen Tätigkeit sein muss. 

Ob diese Voraussetzung einer berufsspezifischen Tätigkeit erfüllt ist, ist - wie bereits das SG · 

zutreffend dargelegt hat ~ anhand der einschlägigen versorgungs- und kammerrechtliqhen N or­

men zu prüfen (BSG, Urteil vom 07.12.2017 - B 5 RE 10/16 R -, Juris Rn. 15, 19 f.). Auch eine 

Tätigkeit „in einem Randbereich" eines verkammerten Berufs ist eine die Zwangsmitgliedschaft 
. . 

in der Berufskammer begründende B_erufsausübung (BSG, Urteil vom 13.12.20~8 - B 5 RE 1/18 

B -, Juris Rn. 36 mit Verweis auf Bundesverwaltungsge:t;icht, Urteil vom 30.01.1996 - 1 C 9/93, 

Juris Rn. 24-; B.SG, Urteil vom 07.12.2017 - B 5 RE 10/16 R-, Juris Rn. 30). 

Diese Rechtsprechung erscheint dem Senat wie bereits dem SG überzeugend, weshalb er sich · 

dieser in vollem Umfang anschließt. Anderweitigen Auslegungen, wonach es nicht ,ausreichend 
. . 

sein soll,. wenn eine Beschäftigung ausgeübt wird, die lediglich einen Teilbereich des Berufs~el-. 

1 
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des des .Architekten abdeckt (vgl. nur LSG Baden-Württemberg, Urteile vom 31.01.2018 - L 5 R 

4702/16 -, Juris und vom 18.07.2018 - L 5 R 3356/16 -, Juris), isthieimit auch nach der Auffas­

sung des Senats die Grundlage entzogen. Durch die Beklagte wurde der entsprechende Vortrag 

aus dem Verfahren vor dem SG nicht weiter vertieft, sondem der Schwerpunkt der .Argumentati­

on auf die oben diskutierte Frage der Mitgliedschaft wegen der streitgegenständlichen Beschäfti­

gung gelegt. Das von der Beldagten im Rahmen des Vortrags vor dem SG angesprochene Ver­

fahren B 5 RE 1/19 Rist nicht mehr beim BSG anhängig (laut Juris-Nachweis zum der Revision 

zu Grnnde liegenden Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 18.07.2018 - L 5 R 3356/16 -, in 

dem die Befreiungsvoraussetzungen wegen Tätigkeit nur in einem Teilbereich des Bernfsfeldes 

eines Architekten verneint worden waren, ,,sonstige Erledigung: Anerkenntnis vom 

09.06.2020"). Auch in diesem Verfahren scheint demnach die Beklagte ihre Position nicht weiter 

aufrecht gehalten zu haben. 

Bemfsspezifisch für einen .Architekten ist eine Tätigkeit, bei der die durch das Architekturstudi­

um erworbenen Kenntnisse eingesetzt werden. Zu messen ist dies vorliegend an den Maßgaben 

des .ArchG RP. Das SG hat in den Entscheidungsgründen des angefochtenen Gerichtsbescheides 

zutreffend dargelegt, dass der Kläger bei der Beigeladenen Ziff. 2 jedenfalls auch und nicht nur 

in untergeordnetem Umfang Tätigkeiten ausübt, die von § 1 Abs. 1 und Abs. 5 ArchG RP erfasst 

sind. Der Senat schließt sich dem nach eigener Überprüfung uneingeschränkt an. 

Gemäß § 1 Abs. 1 Architektengesetz Rheinland-Pfalz (.ArchG RP) ist Bemfsaufgabe der .Archi­

telctin und des Architelcten insbesondere die gestaltende, technische, energetische, wirtschaftli­

che, umweltgerechte und soziale Planung von Bauwerken. Nach Abs. 5 der Vorschrift gehören 

zu den Bemfsaufgaben auch die Beratung, Betreuung und Vertretung der Auftraggeberin oder 

des Auftraggebers in allen mit der Planung und Durchführung eines Vorhabens zusammenhän­

genden Fragen auch hinsichtlich einer effizienten und nachhaltigen Bauweise sowie die Überwa­

chung der Ausfübrnng. Hierbei finden zudem funktionale, baukulturelle, rechtliche und ökologi­

sche Belange Beachtung. Die Berufsaufgaben umfassen ferner die Projektentwicklung, Projekt­

steuerung und Objelctunterhaltung sowie die Erstattung von Fachgutachten, die Sachverständi­

gen-, Lehr-, Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten und sonstigen Dienstleistungen bei der 

Vorbereitung und Steuerung von Planungs- und Baumaßnahmen, bei der Nutzung von Bauwer­

ken und baulichen Anlagen sowie die Wahrnehmung der damit verbundenen sicherheits- und 

gesundheitstechnischen Belange. 
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Zu den Aufgaben des Klägern gehört nach dem Inha\t der vorgelegten Aufgabenbescln:eibung 

u.a. die Planung, Steuerung uµ.d Kontrolle von .Umbauten, Instandhaltungsmaßnahnien und der 

Betrieb der Liegenschaft der Beigeladenen Ziff. 2 in Karlsruhe. Hierzu hat er im Einzelnen die 

bereits· oben aufgeführten Aufgaben zu erfüllen. Hat der Kläger daher sowohl planende als ~uch 

lenkende, koordinierende und überwachende Aufgaben hinsichtlich der Planung von Umbau- . 

und Instandhaltungsmaßnahmen, übt er Tätigkeiten aus, die b~reits von § 1 Abs. 1 ArchG RP 

umfasst sind. Hinsichtlich der Organisation von Instanqhaltungsrnaßnahmen, Optimierung des 

Betriebs von Anlagen sowie der Umsetzung und Einh?,ltung der technischen und bautechnischen 

Sicherheitsanforderungen und des Qualitätsmanagenients. des Q-ebäudemanagerrients übt er Tä­

tigkeiten aus, die von Abs. 5 der Vorschrift, insbesondere dort genannten Projektentwicklung, 

Projektsteuerung und Objektunterhaltung erfasst 'Y"erden. 

Nachdem keine Anhaltspunkte· dafür bestehen, dass die tatsächl~ch vom Kläger durchgeführten 

.Tätigkeiten-von denen in der Aufgabenbeschreibung abweiche~, erweist sieb.jedenfalls ei_n gro­

ßer Teil der vom Kläger ausgeübten regelmäßigen Tätigkeit als berufsspezifisch: 

Die Kostenentscheidung beruht a~f § 193 SGG. Sie b.erücksichtigt, dass die Beigeladene Ziff. 3 

unter Übemahme eines Prozessrisikos einen erfolgreichen Sachantrag gestellt hat. 

Die Revision wil'd wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache_(§ 160 Abs .. 2 Nr. 1 ·sd-G) 

zugelassen. Die Rech~sfrage, ob sachlicher Anknüpfungspunkt für die Befreiung von der Versi­

cherungspflicht nach § 6 Abs. 1 -Satz 1 SGB VI ausschließlich die Ausübung einer ~emfsspezifi­

schen Tätigkeit un~bhängig vom Wo~ort des J?eschäftigten ist, ist über den Einzelfall hinaus 

von Bedeutung und bislang höchstrichterlich nicht ab~chließend geklärt. 

Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen 
zur Prozesskostenhilfe 

I. Rechtsmittelbelehrung 

. Diese Entscheidung kann mit der Revision angefochten werden. 

Die Revision ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevollmächtigten inner­
halb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form beim Bun­
dessozialgericht einzulegen. Sie muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht einge­
gangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen. 

Die Revision in schriftlicher Form ist zu rfohten an ·das Bundessozialgericht, Graf-Bernadotte-Platz 5, 
. 34119 Kassel bzw. das Bu~dessozialgericht~ 34114 Kassel (nur Brief und Postkarte). · 

1 
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Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewalui, das für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder 
von der verantwortenden Person signieii und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. § 65a Abs. 
4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. 

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten elekt­
ronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer­
Rechtsverkehr-V erordnung - ERVV) in der jeweils gültigen Fassung. Inf01mationen hierzu können über 
das Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden. 

Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 

1. Rechtsanwälte, 
2. Rechtslelu·er an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt­
schaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, 

3. selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung für 
ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 
5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebem sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände 

für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrich­
tung und deren Mitglieder, 

6. Vereinigungen, deren satzungsmäßige Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die 
Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder der 
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und Umfang 
ilu·er Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewäht· für eine sachkundige Prozessvertretung 
bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in Nrn. 3 bis 6 
bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung 
1und Prozessvertretung dieser Organisation und ilu·er Mitglieder oder anderer Verbände oder Zu­
sammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung 
durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Die Organisationen zu Nm. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegeversicherungsunter­
nehmen können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte 
mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nm. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt ist, kann 
sich selbst vertreten. 

Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von einem zugelasse­
nen Prozessbevolhnächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begründen. Die Begründung muss 
einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt wer­
den, die Tatsachen bezeichnen, die den Mangel ergeben. 

Die Revision kann nur darauf gestützt werden, dass die angefochtene Entscheidung auf der Verletzung 
einer Vorschrift des Bundesrechts oder einer sonstigen im Bezirk des Berufungsgerichts geltenden Vor­
schrift beruht, deren Geltungsbereich sich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erstreckt. 

l 
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IT. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe. 

Für die Revision vor 9-em Bunde.ssozialgericht kann ein Beteiligter Prozesskostenhilfe zum Zwecke der 
Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. 

Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialgericht schrift­
lich oder in elektronischer Form einzureichen oder mündlich vor' dessen Geschäftsstelle zu Protokoll zu 
erklären. 

Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten, über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnis­
se (Famil~enverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizu­
fügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erldärung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der 
Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann auch über das Internetportal des Bundesso-
zialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen und ausgechuckt werden. · 

Ein Antrag per E-Mail ·ist nicht zulässig. Wie Sie bei Gericht elektronisch einreichen können, wird auf 
www.ejustice-bw.de beschrieben. 

Wird Prozesskostenhilfe bereits für die Einlegung der Revision begehrt, so müssen der Antrag und die 
Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist 
für die Einlegung der Revision beim Bundessozialgericht eingegangen sein; 

Ist de:t;n Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und. macht er von seinem Recht, einen Rechts­
anwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag· der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bun­
dessozialgericht ausgewählt. 

Dr. Schneider Kaißer Dr. David 

m. Erg~nzende Hinweise 

Der Revisionsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um je zwei weitere Abschriften. Dies 
gilt nioht im Rahmen· des elektronischen Rechtsverkehrs. · . 
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